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Pfarrerdienstwohnung
Die wichtigste aktuell geltende Vorschrift dazu ist:
Verordnung über die Dienstwohnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrer-dienstwohnungsverordnung vom 9. September 1998, Amtsblatt EKM 2010, S. 9)
Eine Dienstwohnung wird der Pfarrerin/dem Pfarrer vom Landeskirchenamt zugewiesen. Deshalb besteht zwischen der Pfarrerin/dem Pfarrer und der Kirchengemeinde kein Mietvertrag. Insofern sind die Bestimmungen des Mietrechts hier auch nicht anwendbar, vielmehr hat man sich an der o. g. Ordnung zu orientieren. Die Zuweisung der Dienstwohnung erfolgt in enger Zusammenarbeit des Landeskirchenamtes mit den Gemeindekirchenräten. Die Bearbeitung im Landeskirchenamt Erfurt erfolgt gegenwärtig durch Herrn Roland Kabisch (Tel. 0361/51800-479, E-Mail: roland.kabisch@ekmd.de).
Ausgewählte Inhalte der Pfarrerdienstwohnungsverordnung sind:
§ 2 (Begriff der Dienstwohnung): 

(1) Dienstwohnungen sind Wohnungen …, die … Pfarrerinnen und Pfarrern zugewiesen werden. … Ein Mietvertrag ist nicht abzuschließen …
§ 3 (Angemessenheit)

(2) - regelt die Möglichkeit der Verkleinerung der Dienstwohnung, um auf die Familienverhältnisse reagieren zu können
Nicht zugewiesener Raum darf von … dem Pfarrer nicht genutzt werden. Er kann einer anderweitigen Verwendung zugeführt werden.

§ 5 (Nutzung)

(1) - nur zu Wohnzwecken

(2) - Aufnahme der Familie und u. U. anderer Personen (letzteres bedarf der Zustimmung)
(3) … der Pfarrer hat die Zugangswege und die an das Dienstwohnungsgrundstück angrenzenden Fußgängerflächen sauber zu halten und auf die Verkehrssicherungspflicht zu achten, insbesondere Schnee zu räumen und bei Glätte zu streuen. … 

§ 6 (Dienstwohnungsvergütung)

(1) Für die Dienstwohnung wird … dem Pfarrer eine Dienstwohnungsvergütung auf die Dienstbezüge angerechnet.
(2) Die Dienstwohnungsvergütung bemisst sich nach dem örtlichen Mietwert. Der Mietwert … ist bei jeder Neuzuweisung der Dienstwohnung zu überprüfen und festzusetzen; er ist ferner mindestens alle drei Jahre zu überprüfen und, soweit sich eine Änderung ergibt, … neu festzusetzen. …












…

§ 7 (Instandhaltung und bauliche Veränderungen)
(1) Für die bauliche Instandhaltung der Dienstwohnung ist die [Kirchengemeinde] zuständig. Sie ist berechtigt, laufende Instandsetzungsarbeiten sowie bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung des Hausgrundstückes oder der Dienstwohnungsräume, zur Abwendung drohender Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen Gründen notwendig werden, auch ohne Zustimmung … des Pfarrers auszuführen.

(2) … der Pfarrer ist verpflichtet, der [Kirchengemeinde] die Schäden zu ersetzen, die durch … ihn, zum Haushalt gehörende Personen, Besucher, Haustiere oder privat beauftragte Handwerker verursacht werden.
§ 8 regelt die Durchführung der Schönheitsreparaturen, die vom Pfarrer durchzuführen sind

§ 9 regelt die vom Pfarrer zu übernehmenden Nebenkosten

(1) er trägt: Heizung und Warmwasserversorgung, Strom, Gas, Wasser, Abwasser (außer Oberflächenwasserabführung), Müllabfuhr, lfd. Gebühren für Kabelanschlüsse

(2) Umlage der Heizungsanlage zu 70 % nach dem erfassten Wärmeverbrauch, Rest nach Wohnfläche, wenn mehrere Wohnungen versorgt werden. Dies gilt für Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend.
(3) Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage angeschlossen, die auch der Heizung anderer Räume dient, soll der Verbrauch für die Wohnung durch eine Messeinrichtung erfasst werden. Dies gilt für Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend.

(4) Kirchengemeinde trägt restliche Nebenkosten wie Gebäudeversicherung, Straßenreinigungsgebühren, Anliegerbeiträge, Grundsteuern (soweit diese anfallen!) 
§ 10 - ausschließlich dienstlich genutzte Räume zählen nicht zur Dienstwohnung, Kosten dafür übernimmt die Kirchengemeinde
§ 11 - Garagen und Stellplätze sind in der Dienstwohnungsvergütung zu berücksichtigen
§ 12 - 
(1) - Ein mit der Dienstwohnung verbundener Garten ist … von dem Pfarrer in ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten.
(2) - Größere Maßnahmen zur Erhaltung oder Instandsetzung von Außenanlagen sowie zur Erhaltung oder zum Ersatz des Baum- oder Strauchbestandes werden von der [Kirchengemeinde] auf ihre Kosten durchgeführt.

